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ENTWURF

Vertrag über Energieliefer-Contracting

Gemeinde Ostseebad Karlshagen
Möwenstraße 1
17454 Ostseebad Zinnowitz
Vertreten durch den Bürgermeister Herrn Sven Käning und dem 1.Stellvertreter des Bürgermeisters Herrn Stefan Bethke
- im Folgenden „Auftraggeber“ -

und
XXXXXXX
- im Folgenden „Auftragnehmer“ -
-Auftraggeber und Auftragnehmer gemeinsam „Parteien“-

über die Erbringung von verschiedenen Leistungen zur Lieferung mit Wärme im Rahmen der Auslagerung der Wärmeerzeugung („Wärme-Contracting“).
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[bookmark: _Toc231388343]§ 1 Vertragsbestandteile

(1)
Die vertraglichen Rechte und Pflichten der Parteien sowie die Bedingungen der Auftragsausführung ergeben sich aus den Regelungen dieses Vertrages einschließlich vorhandener Anlagen hierzu, sowie in absteigender Reihenfolge folgenden Bestandteilen:

a) Unterlage D.1_ Angebotsschreiben an den Auftraggeber,
b) weitere, im Verlauf des Vergabeverfahrens zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer festgelegte Vertragsbestandteile,
c) Unterlage D.3_Änderungs- und Verhandlungsvorschläge an den Auftraggeber, 
d) Unterlage B.6_Fragenkatalog und Antworten, 
e) Unterlage C.1_Leistungsbeschreibung einschließlich Anlagen,
f) Unterlage D.2_Preisblatt,
g) die restlichen Vergabeunterlagen. 


(2)
Die Parteien stellen einvernehmlich fest, dass der Anwendungsbereich der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme (im Folgenden ABVFernwärmeV) nach § 1 ABVFernwärmeV eröffnet ist. Die ABVFernwärmeV kommt jedoch nur insoweit zur Anwendung, als das in diesem Vertrag ein ausdrücklicher Verweis auf die ABVFernwärmeV erfolgt.

(3)
Der Auftraggeber hat den im Vergabeverfahren als Unterlage „D.0_Vertragsentwurf“ zur Verfügung gestellten Vertragsentwurf während der Verhandlungsphase des Vergabeverfahrens zur vollständigen Disposition gestellt. Der vorliegende Vertrag ist das Ergebnis eines Aushandelns der Vertragsparteien im Sinne des § 305 Abs. 1 S. 3 BGB.  

(4)
Die Liefergrenzen ergeben sich aus der Vergabeunterlage „C.5 Liefergrenze Übergabestationen anhand Beispielstation“.

(5) 
Die Hausanschlussstation sowie das vorgelagerte Wärmeverteilnetz ist Eigentum des Auftragnehmers und verbleibt auch nach Ende der Vertragslaufzeit in dessen Eigentum.

(6) 
Wärmemesseinrichtungen und ggf. verbaute stationäre Mengenbegrenzer sind unabhängig vom Einbauort Eigentum des Wärmeversorgers. Die dort angebrachten Plomben dürfen nicht eigenmächtig entfernt werden.

(7)
Die fachlich-technischen und inhaltlichen Anforderungen und Bedürfnisse der Leistungsausführung ergeben sich aus Unterlage „C.1 Leistungsbeschreibung“ des Vergabe-verfahrens.  

(8) 
Im Falle von Widersprüchen zwischen diesem Vertrag und den aufgeführten weiteren aufgeführten Vertragsbestandteilen haben die Inhalte dieses Vertrages im Zweifel Vorrang vor den übrigen Vertragsbestandteilen.


[bookmark: _Toc231388344]§ 2 Vertragsgegenstand und Vertragsausführung

(1)
Gegenstand dieses Vertrages ist die Erbringung der in Unterlage „C.1 Leistungsbeschreibung“ zum Vergabeverfahren dargestellten Wärmelieferungsleistung, einschließlich der Errichtung, des Betriebs, der Instandsetzung und der Wartung von hierfür erforderlichen Anlagen und Wärmenetzen. 

Der Auftragnehmer versorgt die auf den Grundstücken gemäß Vergabeunterlage „C.4 Energie- und Leistungsübersicht“ gelegenen Gebäude jederzeit an der Übergabestelle im vereinbarten Umfang mit Wärme für Raumheizung und Warmwasserbereitung.

Dem Auftragnehmer ist bekannt, dass das in der Vergabeunterlage „C.4 Energie- und Leistungsübersicht“ bezeichnete Objekte „Turnhalle Schulstraße 4“ während der Vertragslaufzeit abgerissen und durch einen Ersatzneubau auf dem Grundstück [ergänzen] ersetzt werden wird. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Wärmeversorgung des Ersatzneubaus beginnend mit dessen Fertigstellung anstelle des Objekts „Turnhalle Schulstraße 4“ zu übernehmen. Bezüglich erforderlicher Investitionskosten für die Versorgung des Ersatzneubaus werden die Parteien einen Nachtrag zu diesem Vertrag schließen.

Der Auftragnehmer hat den Auftrag grundsätzlich nach Maßgabe seiner final eingereichten Angebotsunterlagen im Rahmen des Vergabeverfahrens ausführen. Ein einseitiges Leistungsänderungsrecht steht dem Auftragnehmer insoweit nicht zu.

(2)
Der Auftraggeber zahlt für die in § 2 (1) des Vertrages genannte Verpflichtung ein Entgelt nach Maßgabe von § 6 dieses Vertrages.



(3)
Die jeweiligen Übergabestelle der Wärme ergeben sich aus der Unterlage „C.1 Leistungsbeschreibung.“ Die konkreten Übergabepunkte sind in §1 Abs (4) festgelegt.


(4)
Die Lieferung von Wärme kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Der Auftragnehmer hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit der Versorgung unverzüglich zu beheben.

(5)
Soweit eine Unterbrechung der Versorgung für Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten notwendig ist, ist der Auftragnehmer verpflichtet, erforderliche Arbeiten so zu koordinieren, dass die Unterbrechung der Versorgung nicht in die Heizperiode in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 30. April fällt. Bezüglich erforderlicher Arbeiten, die sich auf die Versorgung öffentlicher Gebäude auswirken, sind die Arbeiten so zu koordinieren, dass die Versorgung in einer Zeit unterbrochen wird, die den Belangen der Nutzung dieser Gebäude hinreichend Rechnung trägt. Dies gilt nicht, soweit hierdurch erforderliche Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten erheblich erschwert werden.

(6)
Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber bei einer beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in Textform zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt nur, wenn die Unterrichtung nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und der Auftragnehmer dies nicht zu vertreten hat oder die Beseitigung einer eingetretenen Unterbrechung verzögern würde.

(7) 
Die Lieferung der Wärme erfolgt ganzjährig und ganztägig. Wärmeträger ist Heizwasser. Das Heizwasser befindet sich im Eigentum des Auftragnehmers. Der Auftraggeber hat dafür Sorge zu tragen, dass das Heizwasser nicht entnommen, verändert oder verunreinigt wird.

(9) 
Der Auftraggeber teilt dem Auftragnehmer die benötigte Wärmeleistung [kW] und den prognostizierten Jahresverbrauch [kWh/a] für die zu versorgenden Liegenschaften zu Beginn der Vertragsbeziehung mit.

(10) 
Der Auftragnehmer ist berechtigt, den maximalen Heizwasserdurchfluss [m³/h] auf die vereinbarte Wärmeleistung [kW] zu begrenzen. Dies erfolgt über den in der Hausanschlussstation verbauten Primärregler. Befindet sich dieser nicht im Eigentum des Auftragnehmers, gestattet der Auftraggeber dem Wärmelieferanten den Zugriff auf den Primärregler.

[bookmark: _Toc231388345]§ 3 Vertragslaufzeit

(1) Die Wärmeversorgung ist für alle Objekte zum 01.01.2028 aufzunehmen.

(2) Die Vertragslaufzeit beträgt ab Aufnahme der Wärmelieferung 10 Jahre und endet, ohne dass es einer Kündigung einer der Parteien bedarf.

(3) Der Auftraggeber ist berechtigt, die Vertragslaufzeit durch einseitige schriftliche Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer einmalig um 5 Jahre zu verlängern. Dieses Optionsrecht kann nur einheitlich für alle Vertragsobjekte ausgeübt werden. Die Erklärung muss dem Auftragnehmer spätestens 9 Monate vor Ablauf der regulären Vertragslaufzeit zugehen; andernfalls erlischt das Optionsrecht ersatzlos.

[bookmark: _Toc231388346]§ 4 Pflichten des Auftragnehmers

(1)
Der Auftragnehmer erbringt die Leistungen grundsätzlich in eigener Verantwortung und nach eigener Organisation. Er ist verpflichtet, die auf Grund dieses Vertrages zu erbringenden Leistungen fachgerecht, termingerecht und vollständig auszuführen.  Er verpflichtet sich, die Tätigkeit mit fachlicher Sorgfalt auszuführen und darauf zu achten, dass er die Interessen des Auftraggebers qualitativ, wirtschaftlich und sorgfältig wahrnimmt. Er hat dabei auch im Verhältnis zu seinen Mitarbeitern alle gesetzlichen, behördlichen, sozialrechtlichen und berufsgenossenschaftlichen Verpflichtungen einzuhalten. Dies gilt auch für die Einhaltung des Mindestlohngesetzes, des Arbeitnehmerentsendegesetztes sowie die Einhaltung von für allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen, sofern diese Anwendung finden. Der Auftragnehmer ist verpflichtet sicherzustellen, dass die von ihm zur Vertragserfüllung eingesetzten Arbeitskräfte mit ausländischer Staatsangehörigkeit (ausgenommen EU-Angehörige), sofern erforderlich, im Besitz einer gültigen Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis sind. Der Auftragnehmer ist weiter verpflichtet sicherzustellen, dass die von ihm eingesetzten sozialversicherungspflichtigen Arbeitskräfte über entsprechende Nachweise verfügen.

(2)
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, bei der Durchführung der Arbeiten zur Erfüllung seiner vertraglichen Leistungspflichten die geltenden Unfallverhütungsvorschriften, andere Arbeitsschutzvorschriften sowie die allgemein anerkannten sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Regeln uneingeschränkt einzuhalten. Die Arbeitgeberpflichten zum Erhalt des Arbeits- und Gesundheitsschutzes gemäß Arbeitssicherheitsgesetz sowie dem Arbeitsschutzgesetz obliegen dem Auftragnehmer. Dies beinhaltet im Besonderen auch die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung für die zu verrichtenden Tätigkeiten, sowie die Bereitstellung fachlich geeigneter und tätigkeits- unterwiesenem Personal. Der Auftragnehmer stellt die ggf. notwendige persönliche Schutzausrüstung. Arbeitsmaterial und Arbeitsgeräte werden ebenfalls durch den Auftragnehmer gestellt.

(3)
Die in diesem Vertrag dem Auftragnehmer auferlegten Pflichten gelten in gleichem Umfang für eingesetzte Unterauftragnehmer. Der Auftragnehmer ist daher verpflichtet, Unterauftragnehmer und sonstige Dritte über die Inhalte dieses Vertrags in Kenntnis zu setzen und deren Befolgung zu überwachen. Etwaige Vertragsverstöße von Unterauftragnehmern und Dritten werden dem Auftragnehmer zugerechnet. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Geltung der Verordnung über die Preise bei öffentlichen Aufträgen (VO PR 30/52) im Vertrag mit etwaigen Unterauftragnehmern und Dritten zu vereinbaren

(4)
Der Auftragnehmer benennt einen deutschsprachigen Projektleiter nebst deutschsprachigem Stellvertreter (nachfolgend: Projektleitung) als Ansprechpartner für die Leistungserbringung. Die Projektleitung bzw. die Stellvertretung hat eine telefonische Erreichbarkeit von Montag bis Freitag von 08:00 - 17:00 Uhr sicherzustellen. In regulären Arbeitszusammenhängen wird eine Rückmeldung am selben Werktag sichergestellt. Der Auftragnehmer darf die Projektleitung und Stellvertretung nur mit Zustimmung des Auftraggebers auswechseln.


[bookmark: _Toc231388347]§ 5 Wärmeerzeugung

(1)
Die Wärmeerzeugung erfolgt über eine vom Auftragnehmer zu errichtende Wärmeanlage auf dem Grundstück [ergänzen]. Bei einer alternativen dezentralen Wärmeerzeugung sind die sämtliche Erzeugungsstandorte vom Auftragnehmer zu benennen und in einem Lageplan hinreichend kenntlich zu machen.

Ein gesonderter Vergütungsanspruch über die Unterlage „D.2_Preisblatt“ im Vergabeverfahren angegebenen Entgelte hinaus, entsteht für Änderung, Betrieb, Wartung und Instandsetzung dieser Wärmeerzeugungsanlage nicht.

(2)
Die vom Auftragnehmer zu errichtende und zu betreibende Wärmeerzeugungsanlagen steht im Eigentum des Auftragnehmers. Die Parteien sind sich darüber einig, dass die Wärmeerzeugungsanlage nur für die Vertragsdauer mit dem Grundstück und damit nur zu einem vorübergehenden Zweck i.S. d. § 95 Abs.1 Satz 1 BGB verbunden wird. Die Anlage ist somit kein wesentlicher Bestandteil des Grundstücks im Sinne des § 94 Abs. 1 BGB.

Dies gilt auch für zukünftige Einrichtungen und Zubehör, welche der Auftragnehmer im Zusammenhang mit der Wärmelieferung auf Grundlage dieses Vertrages errichtet oder einfügt.

(3)
Im für die Errichtung und den Betrieb der Wärmeerzeugungsanlagen und sowie den Betrieb des Wärmenetz erforderlichen Umfang beantragt und bewilligt der Auftraggeber die Eintragung einer erstrangigen, soweit dies rechtlich nicht möglich ist, bestrangigen beschränkten persönlichen Dienstbarkeit gemäß § 1090 BGB bezüglich vom Auftragnehmer in Anspruch genommener Grundstücke im Grundbuch.

Der Auftragnehmer übernimmt die Eintragungskosten der Dienstbarkeit.

(4)
Als Wärmeträger dient Heizwasser. Der Wärmeträger verbleibt Eigentum des Auftragnehmers. 

Der Auftragnehmer ist berechtigt, die Wärmeversorgung mittels eines anderen Wärmeträgers vorzunehmen, falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwingend notwendig ist. Ein beabsichtigter Wechsel des Wärmeträgers ist dem Auftraggeber schriftlich mindestens zwei Monate vorher schriftlich anzuzeigen.

Die Eigenschaften des Wärmeträgers insbesondere in Bezug auf Temperatur und Druck ergeben sich aus dem finalen Angebot des Auftragnehmers im Rahmen des Vergabeverfahrens. Die Eigenschaften des Wärmeträgers müssen so beschaffen sein, dass der Wärmebedarf des Kunden in dem vereinbarten Umfang gedeckt werden kann. Zur Änderung technischer Werte ist der Auftragnehmer nur berechtigt, wenn die Wärmebedarfsdeckung des Kunden nicht beeinträchtigt wird oder die Versorgung aus technischen Gründen anders nicht aufrechterhalten werden kann oder dies gesetzlich oder behördlich vorgeschrieben wird.

(5)
Der Auftraggeber hat den Wärmebedarf der zu versorgende Objekte auf Grundlage der der Vergabeunterlage „C.4 Energie- und Leistungsübersicht“ geschätzt.

Die angegebenen Wärmemengen dienen als Orientierung für den Auftragnehmers. Geschuldet ist eine Versorgung der jeweiligen Abnahmestellen mit dem tatsächlich erforderlichen Verbrauch.

Der Auftraggeber wird seinen Wärmebedarf für Raumheizung und Warmwasserbereitung nach Maßgabe dieses Vertrages für die vertragsgegenständlichen Abnahmestellen während der Vertragslaufzeit ausschließlich aus Wärmeerzeugungsanlagen des Auftragnehmers beziehen. 

Die Wärme wird dem Auftraggeber nur für die Versorgung der vertragsgegenständlichen Objekte zur Verfügung gestellt. Die Weiterleitung der Wärme zur Versorgung anderer vom Vertrag nicht umfasster Grundstücke einschließlich vorhandener Gebäude bedarf der schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers.


(7)
Die für den Betrieb der Wärmeverteilnetze, Hausanschlüsse, Hausanschlussstationen und Nebenanlagen erforderlichen Flächen werden dem Auftragnehmer grundsätzlich unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Soweit jedoch der Auftragnehmer einzelne Räume der Wohnanlagen gemäß Vergabeunterlage „C.4 Energie- und Leistungsübersicht“ in Anspruch nimmt, ist der Auftragnehmer verpflichtet, pro Raum eine monatliche Nutzungsentschädigung in Höhe von jeweils 20,00 € netto an den Auftraggeber zu zahlen.

(8)
Zum Betrieb von Anlagen erforderliches Wasser und erforderliche Elektrizität wird vom Auftragnehmer auf eigene Kosten beschafft.

[bookmark: _Toc231388348]§ 6 Preise

(1)
Für sämtliche vertragsgegenständlichen Leistungen gelten die vom Auftragnehmer in den Unterlagen „D.1_Angebotsschreiben an den Auftraggeber“ und D.2_Preisblatt des Vergabeverfahrens eingetragenen Preise. Das zu zahlende Entgelt setzt sich aus Grundpreis, Arbeitspreis,  und Messpreis unter Berücksichtigung etwaiger Preisänderungsklauseln zusammen. 


(2)
In dem berechneten Entgelt sind sämtliche Kosten der Wärmelieferungsleistung des Auftragnehmers, einschließlich Kosten für die Errichtung, den Erwerb, den Betrieb, die Wartung und die Instandhaltung von Wärmeerzeugungsanlagen, die Kosten für den Erwerb der erforderlichen Brennmittel sowie sämtliche Steuern, Abgaben oder sonstige öffentlich-rechtliche Kosten, die durch den Auftragnehmer im Rahmen der Wärmelieferungsleistung zu entrichten sind. Nachforderungen des Auftragnehmers sind ausgeschlossen. 

(3)
§ 24 Abs. 3 bis 7 ABVFernwärmeV finden auf die vereinbarte Preisanpassungsklausel Anwendung.

(4)
Der zwischen den Parteien vereinbarte Anschlusswert ergibt sich aus der Vergabeunterlage „„C.4 Energie- und Leistungsübersicht“ (nachfolgend „vertraglich vereinbarter Anschlusswert").

Weicht der im Betrieb tatsächlich festgestellte Anschlusswert vom vertraglich vereinbarten Anschlusswert um nicht mehr als 10 % nach oben oder unten ab, gilt dies als vertragsgemäß. In diesem Fall ist der Auftragnehmer nicht berechtigt, eine Anpassung des vereinbarten Preises oder einzelner Vergütungsbestandteile zu verlangen. Ein Anspruch auf Vertragsanpassung nach § 313 BGB wegen Störung der Geschäftsgrundlage sowie ein Recht zur außerordentlichen Kündigung nach § 314 BGB sind insoweit ausdrücklich ausgeschlossen. Die Toleranzregelung gilt entsprechend, wenn die Abweichung des tatsächlichen Anschlusswertes auf Änderungen im Nutzungsverhalten des Auftraggebers, auf bauliche Maßnahmen innerhalb der versorgten Liegenschaft oder auf sonstige Umstände zurückzuführen ist, die ausschließlich in der Sphäre des Auftraggebers liegen.

Übersteigt die Abweichung des tatsächlichen Anschlusswertes die Toleranzgrenze von 10 %, sind beide Parteien berechtigt, eine Anpassung der leistungsabhängigen Vergütungsbestandteile unter Berücksichtigung der veränderten Versorgungssituation zu verlangen.

[bookmark: _Toc231388349]§ 7 Abrechnung

(1)
Das für die Wärmelieferung zu zahlende Entgelt wird für einen Zeitraum von 12 Monaten abgerechnet (Abrechnungszeitraum) und ist jeweils bis spätestens zum 31.03. des auf das Abrechnungsjahr folgende Kalenderjahr zu erstellen. Auf das zu zahlende Entgelt werden im laufenden Abrechnungszeitraum Abschlagszahlungen jeweils für einen Zeitraum von einem Monat berechnet. Die Zahlung von Abschlägen beginnt mit dem ersten Kalendermonat nach dem Vertragsbeginn. Die Abschlagszahlung ist spätestens zum Ende des jeweiligen Zeitraums zu zahlen. Wird das Versorgungsverhältnis innerhalb eines Abrechnungszeitraumes beendet, wird das verbrauchsunabhängige Entgelt zeitanteilig abgerechnet.

Ergänzend gelten die §§ 4 und 5 Fernwärme- oder Fernkälte-Verbrauchserfassungs- und Abrechnungsverordnung (FFAV).

(2)
Die Mengenangabe in der Anlage „C.1_Leistungsbeschreibung“ aus dem Vergabeverfahren sowie anderen Vergabeunterlagen und Vertragsbestandteilen sind Schätzwerte. Die Abrechnung erfolgt nach tatsächlichem Verbrauch bzw. erbrachter Leistung. 

(3)
Die korrekte Verbrauchserfassung steht in der Verantwortung des Auftragnehmers. 

(4)
Eine Zusammenfassung von Abrechnungen mit weiteren Aufträgen außerhalb dieses Vertrages ist nicht zulässig.
	
(5)
Für die im Rahmen dieses Vertrages abzurechnenden Leistungen wird ein Marktpreis gemäß § 4 VP PR 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen vom 21.11.1953 in der jeweils gültigen Fassung vereinbart. Bei Weitergabe von Leistungsteilen an Unterauftragnehmer ist auf die Geltung der Verordnung PR Nr. 30/53 hinzuweisen.


(6)
Das zu zahlende Entgelt wird 14 Tage nach Eingang einer prüffähigen Rechnung fällig. 


[bookmark: _Toc231388350]§ 8 Verbrauchserfassung

Zur Ermittlung des der Berechnung zugrunde zu legenden Verbrauchs verwendet der Auftragnehmer für jede Abnahmestelle einen gesonderten Wärmemengenzähler. Sämtliche mit der Verbrauchserfassung einhergehenden Kosten trägt der Auftragnehmer.


[bookmark: _Toc231388351]§ 9 Zutrittsrechte

(1)
Der Auftraggeber hat dem Aufragnehmer oder einem vom Auftragnehmer beauftragten Dritten den Zutritt zu seinem Grundstück und seinen Räumen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der technischen Einrichtungen und zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach diesem Vertrag, insbesondere Ablesung von Wärmemengenzählern oder zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen, erforderlich ist. 


(2)
Wenn es aus den in § 9 Abs. 1 dieses Vertrages Gründen erforderlich ist, Räume eines Dritten zu betreten, ist der Auftraggeber verpflichtet, dem Auftragnehmer hierzu die Möglichkeit zu verschaffen.


[bookmark: _Toc231388352]§ 10 Kündigung

Beide Parteien haben das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund, wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis zu der vereinbarten Beendigung nicht zugemutet werden kann. Ein solcher wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn: 

a) eine schwere und/oder andauernde Vertragsverletzung durch den Auftragnehmer vorliegt, die dieser – sofern eine solche erforderlich ist – trotz einer durch den Auftraggeber gesetzten angemessenen Frist nicht behebt; oder 
b) über das Vermögen des Auftragnehmers das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist oder die ordnungsgemäße Abwicklung des Vertrages dadurch in Frage gestellt ist, dass der Auftragnehmer seine Leistungen nicht nur vorübergehend einstellt; oder
c) der Auftragnehmer Mitarbeiter einsetzt, welche nicht die erforderlichen Qualifikationen erfüllen, der Auftragnehmer die Pflicht zur Aufrechterhaltung einer Betriebshaftpflichtversicherung, die Pflicht zur Verschwiegenheit oder gegen das Verbot der Vorteilsnahme verstößt. 


[bookmark: _Toc231388353]§ 11 Haftung, Versicherung

(1)
Der Auftragnehmer haftet für Schäden, die dem Auftraggeber durch schuldhafte Verletzung der vertraglichen oder gesetzlichen Pflichten entstehen; für Störungen der Wärmelieferungsleistung gilt § 6 ABVFernwärmeV.

(2)
Der Auftraggeber haftet nicht für Verlust von oder Schäden an von dem Auftragnehmer oder deren Erfüllungsgehilfen in die Liegenschaft eingebrachten Sachen, es sei denn, es liegt grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz vor.

(3)
Der Auftragnehmer muss auf eigene Kosten eine Berufshaftpflichtversicherung während der gesamten Vertragszeit unterhalten und nachweisen. Er hat zu gewährleisten, dass zur Deckung eines Schadens aus dem Vertrag ein angemessener Versicherungsschutz für alle im Vertrag vereinbarten Leistungen für Personenschäden und für sonstige Schäden besteht. Der Bestand der Berufshaftpflichtversicherung ist während der Vertragslaufzeit jeweils mit der der Jahresendabrechnung nach § 7 (1) S.1 dieses Vertrages nachzuweisen.

(4)
Die Haftung des Auftragnehmers für Personen, Sach- und Vermögensschäden ist je Ereignis auf die Haftungshöchstgrenze der vom Auftragnehmer abgeschlossenen Haftpflichtversicherung begrenzt, es sei denn, der Schaden wurde vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt.


[bookmark: _Toc231388354]§ 12 Vertragsänderungen

(1)
Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, die Bedingungen dieses Vertrages sowie ergänzende Bestimmungen durch öffentliche Bekanntgabe gemäß §§ 1 Abs. 4, 4 Abs. 2 ABVFernwärmeV zu ändern.

(2)
Ändern sich die Art der vom Auftragnehmer eingesetzten Brennstoffe, das Verhältnis der Brennstoffe zueinander oder auf dem Wärmemarkt, besteht ein Anspruch auf Anpassung der Faktoren der Preisänderungsklausel nur insoweit, als dass die Änderung unter Berücksichtigung der Vertragsdauer im Vergleich zu den wirtschaftlichen Verhältnissen bei Vertragsschluss in einem groben Missverhältnis zueinanderstehen. Der Auftragnehmer trägt die Beweislast für das Vorliegen eines bestehenden groben Missverhältnisses.


[bookmark: _Toc231388355]§ 13 Endschaftsklausel und Weiterversorgung

(1)
Der Auftraggeber ist berechtigt, nicht aber verpflichtet, die Hausanschlussstationen und Hausanschlüsse auf den jeweiligen Grundstücken der durch diesen Vertrag versorgten Liegenschaften nach Ablauf des Vertrages oder bei vorzeitiger Beendigung des Vertragsverhältnisses, gleich aus welchem Grund, ganz oder teilweise gegen Zahlung einer angemessenen Entschädigung zu erwerben. Soweit lediglich ein teilweiser Erwerb vom Auftraggeber erfolgt, ist der Auftragnehmer hinsichtlich nicht erworbener Wärmeerzeugungsanlagen sowie Versorgungs- und Verteilnetzen im Ganzen oder bezüglich Teile hiervon verpflichtet, diese auf eigene Kosten abzubauen, zu beseitigen und zu entsorgen.

Die Parteien stimmen darin überein, die Angemessenheit der Entschädigung durch einen Gutachter bestimmen zu lassen. Die Kosten des Gutachtens tragen die Parteien jeweils zur Hälfte.

(2)
Der Auftragnehmer verpflichtet sich für längstens 12 Monate nach Ende der Vertragslaufzeit sicherzustellen, dass die Wärmelieferung nach Maßgabe dieses Vertrages gegenüber dem Auftraggeber nicht unterbrochen wird, bevor die vertraglichen und technischen Voraussetzungen für einen Anbieterwechsel vorliegen.

(3)
Der Auftragnehmer hat ab Vertragsende bis zum Ende der Leistungspflicht nach § 13 Abs. 2 dieses Vertrages gegenüber dem Auftraggeber einen Anspruch auf Entgeltzahlung. Die Höhe des Entgelts richtet sich nach den ursprünglich vereinbarten Vertragsbedingungen unter Berücksichtigung vertraglich vereinbarter Preisanpassungsklauseln

[bookmark: _Toc231388356]§ 14 Datenschutz und Geheimhaltung

(1)
Der Auftragnehmer stellt sicher, dass das von ihm eingesetzte Personal die gesetzlichen Bestimmungen über den Datenschutz beachtet und die aus dem Bereich des Auftraggebers erlangten Informationen nicht an Dritte weitergibt oder in anderer Weise als für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen verwendet.



(2)
Von dienstlichen Schriftstücken, Zeichnungen etc. welche dem Auftragnehmer bzw. ihren Erfüllungsgehilfen im Rahmen der Vertragserfüllung zugänglich gemacht werden, dürfen ohne vorherige Zustimmung des Auftraggebers keine Vervielfältigungen gefertigt werden. Der Auftragnehmer ist auf Verlangen des Auftraggebers zur Herausgabe der vorgenannten Unterlagen verpflichtet.

(3)
Der Auftragnehmer sichert alle im Zusammenhang mit dem Auftrag zur Kenntnis gelangten Informationen bzw. gefertigten Unterlagen sowie davon gefertigte Abschriften, Ablichtungen oder andere Vervielfältigungen gegen eine Kenntnisnahme durch Unbefugte und gegen eine nicht vertragsgemäße Nutzung, Vervielfältigung und Weitergabe.

(4)
Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass seine Erfüllungsgehilfen nur Zugriff auf die im Zusammenhang mit dem Auftrag zur Kenntnis gelangten Informationen bzw. gefertigte Unterlagen haben, wenn und soweit sie diese zum Zweck der Vertragserfüllung benötigen.

(5)
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, mit dem von ihm eingesetzten Personal vor deren erstmaligem Arbeitseinsatz in der vertragsgegenständlichen Leistung eine schriftliche Vereinbarung über die Verschwiegenheitspflicht gemäß diesem Abschnitt zu vereinbaren. Auf Verlangen des Auftraggebers hat der Auftragnehmer diese Vereinbarung nachzuweisen.

(6)
Die in diesem Vertrag geregelten Verpflichtungen zu Datenschutz und Geheimhaltung für die Gegenstände dieses Vertrages gelten über das Vertragsende hinaus.

(7)
Vertrauliche Informationen sind Informationen, die ein verständiger Dritter als schützenswert ansehen würde oder die als vertraulich gekennzeichnet sind; dies können auch solche Informationen sein, die während einer mündlichen Präsentation oder Diskussion bekannt werden. Vertrauliche Informationen dürfen ausschließlich zum Zweck der Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Vertrag eingesetzt werden.

(8)
Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass zum Zeitpunkt der Abgabe des Angebotes keine Verpflichtungen, Dritten solche Informationen zu offenbaren oder in anderer Weise zugänglich zu machen, bestehen. Dies gilt nicht, soweit hierfür gesetzliche Offenlegungspflichten bestehen, es sei denn, solche Offenlegungspflichten bestehen gegenüber ausländischen Sicherheitsbehörden. In Zweifelsfällen hat der Auftragnehmer den Auftraggeber auf die gesetzliche Offenlegungspflichten hinzuweisen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn er die Einhaltung dieser Verpflichtung nicht mehr gewährleisten kann, insbesondere, wenn für ihn eine Notwendigkeit oder Verpflichtung entsteht oder er eine solche hätte erkennen können, die ihn an der Einhaltung der Vertraulichkeit hindern könnte. Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht für Informationen, die den Parteien bereits rechtmäßig bekannt sind oder außerhalb des Vertrages ohne Verstoß gegen eine Vertraulichkeitsverpflichtung bekannt werden.

(9)
Der Auftragnehmer oder das eingesetzte Personal kann im Rahmen dieses Vertrages Zugang zu personenbezogenen Daten haben. Daher ist das eingesetzte Personal vor Auftragsausführung durch den Auftragnehmer zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforderungen nach der Datenschutz-Grundverordnung zu verpflichten.



[bookmark: _Toc231388357]§ 15 Antikorruptionsklausel

(1)
Der Auftraggeber und der Auftragnehmer verpflichten sich, alle erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung von Korruption zu ergreifen. Die Parteien stellen dies insbesondere durch organisatorische Maßnahmen sowie durch Belehrungen ihrer Beschäftigten sicher.

(2)
Der Auftragnehmer oder seine beauftragten Beschäftigten dürfen dem Auftraggeber insbesondere weder unmittelbar noch mittelbar Vorteile im Sinne von §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuches anbieten, versprechen oder gewähren.

(3)
Unbeschadet sonstiger Kündigungs- und Rücktrittsrechte ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündigen oder von ihm zurückzutreten, wenn der Auftragnehmer bzw. seine Beschäftigten/Beauftragten den Beschäftigten des Auftraggebers oder diesen nahestehenden Personen Geschenke, andere Zuwendungen oder sonstige Vorteile mittelbar oder unmittelbar in Aussicht stellen, anbieten, versprechen oder gewähren. Den Beschäftigten des Auftraggebers ist die Annahme von Geschenken und sonstigen Vorteilen grundsätzlich untersagt. Der Auftragnehmer hat dafür Sorge zu tragen, dass eine entsprechende Antikorruptionsklausel auch mit eventuellen Unterauftragnehmern vereinbart wird. 

[bookmark: _Toc231388358]§ 16 Sonstige Vertragsvereinbarungen

(1)
Mündliche Nebenabreden werden nicht getroffen. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags einschließlich seiner Anlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform im Sinne von § 126 Abs. 1, Abs. 2 BGB. Die Schriftform gilt auch für eine Änderung dieser Schriftformklausel. Die Ersetzung der Schriftform durch die elektronische Form oder die Textform ist ausgeschlossen.

(2)
Alle Erklärungen der Vertragsparteien zu oder unter diesem Vertrag einschließlich einer etwaigen Kündigung bedürfen vorbehaltlich einer abweichenden Vereinbarung in diesem Vertrag der Schriftform.

(3)
Sollten Bestimmungen dieses Vertrags oder seiner Anlagen unwirksam sein oder werden oder sollte sich in diesem Vertrag eine Lücke herausstellen, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Regelung gelten, die – soweit rechtlich möglich – dem am nächsten kommt, was die Vertragsparteien gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrages gewollt haben würden, sofern sie diesen Punkt bedacht hätten.

(4)
Ansprüche jeglicher Art gegen den Auftraggeber sind nicht abtretbar.

(5)
Eine Aufrechnung ist nicht statthaft, außer mit Ansprüchen, die unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.

(6)
Die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts des Auftragnehmers ist ausgeschlossen, soweit dies in seiner Wirkung einer Aufrechnung gleichkommt und diese nach vorstehendem Absatz ausgeschlossen ist.

(7)
Erfüllungsort ist 17449 Ostseebad Karlshagen.


(8)
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus oder in Zusammenhang mit diesem Vertrag sowie Ort der Rechnungsstellung ist 17449 Ostseebad Karlshagen.

(9)
Auf die gesamte Vertragsbeziehung findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Die Anwendbarkeit UN-Kaufrecht (CISG) ist ausgeschlossen.

(10)
Der Auftragnehmer erklärt seine Zustimmung zur Nennung sämtlicher Vertragsdaten mit Ausnahme von Geschäftsgeheimnissen im Rahmen gesetzlicher Auskunftspflichten wie parlamentarische Anfragen, Anfragen nach IfG und UIG.

	
Karlshagen, den				XXXX,


___________________________			___________________________	
Gemeinde Ostseebad Karlshagen		XXXXXX
Bürgermeister Herrn Sven Käning		Vertreter
(Auftraggeber)				(Auftragnehmer)




___________________________
Gemeinde Ostseebad Karlshagen
Erster stellvertretender Bürgermeister Herr Stefan Bethke
(Auftraggeber)
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